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Kundmachung  
(öffentliche Bekanntmachung) 

Frau Mag. pharm. Carmen Zapf, hat um die apothekenrechtliche Genehmigung für die Errichtung und den 
Betrieb einer neuen öffentlichen Apotheke, mit Betriebsstätte am Standort Lugitschstraße 13, 8330 
Feldbach, angesucht. Die in der Beilage dargestellte Standortgrenze wird dabei wie folgt beschrieben:  

Beginnend am Schnittpunkt der Raab mit der Grazer Straße (L221), dem Verlauf der Raab flussabwärts in 
Richtung Nordosten folgend bis zum Schnittpunkt mit der Franz-Josef-Straße, der Franz-Josef-Straße in 
Richtung Norden folgend zunächst bis zum Schnittpunkt mit der Lugitschstraße (Kreisverkehr) und im 
unmittelbaren Anschluss daran in gedachter Linie weiter bis zum Schnittpunkt mit der Bahntrasse, dem 
Verlauf der Bahntrasse in Richtung Westen folgend bis zum gedachten Schnittpunkt mit der Grazer Straße 
(L221), die Grazer Straße in Richtung Südosten folgend bis zum Ausgangspunkt zurück, sämtliche 
Straßenzüge beidseitig. 

Parteistellung:  
Im Verfahren über die Neuerrichtung haben gem. § 48 Abs. 2 ApoG, RGBl. Nr. 5/1907 idgF folgende Personen 
Parteistellung:  

1. Konzessionsinhaber;  
2. bei als Personengesellschaft betriebenen öffentlichen Apotheken die Gesellschaft, vertreten durch den 
Konzessionsinhaber;  
3. Pächter;  
4. Fortbetriebsberechtigte gemäß § 15 Abs. 2;  
5. Insolvenzverwalter;  
6. behördlich bestellte verantwortliche Leiter;  
7. gemäß § 29 Abs. 3 und 4 betroffene Ärzte;  
8. Mitbewerber;  
9. mit der Vertretung der Verlassenschaft betraute Personen.  

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass diese Parteien innerhalb von sechs Wochen ab 
Kundmachung Einwendungen gegen die Neuerrichtung bei der Bezirkshauptmannschaft 
Südoststeiermark einbringen können. Ferner wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die 
Parteistellung endet, sofern innerhalb der Einspruchsfrist keine Einwendungen erhoben werden. § 42 
Abs. 3 und 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51/1991, gilt.  

Mit freundlichen Grüßen  
Der Bezirkshauptfrau-Stellvertreter i.V.  
Mag.Dr. Markus Scharler  
(elektronisch gefertigt) 

  



 


